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* Dss Kabinett Xutbec
Es wird damit geredet , daß heute noch die Bildung

des Kabinetts Luther endgültig zustandekommt , und
zwar auf der bereits mitgeteilten Basis, daß sich die
Deutlchvationalen, die Deutsche Bolkspartei, daS Zen¬
trum, die Bayerische Bolkspartei und die Wirtschafts -
Partei in die Übernahme der Verantwortung teilen .
Neben ganz bestimmten Persönlichkeiten , die als Partei -
minister zu gelten haben , soll dos Kabinett der Zahl
nach etwa ebensoviele Minister erhalten, die man in
erster Linie als Fachminister anzusprechen hgt.

Stresemann wird als Vertreter der Deutschen Volks-
Partei das Ministerium des Auswärtigen behalten . Und
ebenso werden Dr. Brauns (Zentrum) als Arbeitsmi-
nister und Graf Kanitz (Deutsche Volkspartei) auf ihren
Posten bleiben . Das wichtige Reichsininisterium des
Innern bekommt ein Deutschnationaler . Auch Herr
Geßler soll dem Kabinett als Wehrminister erhalten blei-
den. Da er als Fachniinister nicht zu betrachten ist,
hätte er dann also als Vertreter der Demokraten zu gel-
ten . Über die Stellungnahme seiner Partei verlautet,
daß sie trotz ernstester Bedenken dem Kabinett Luther ge¬
genübet eine abwartende Stellung einnehmen werde .
Daraus ist wohl zu entnehmen , daß sie zunächst Herrn
Geßler parteimäßig keine Schwierigkeiten bereiten wird.

Jedenfalls besteht hier von vornherein eine Unklar -
heit . Entweder ist Geßler als Vertreter der Deutschde-
mokratischen Partei Mitglied des Kabinetts, dann sind
die Demokraten auch an der Regierung beteiligt oder die
Demokraten wünschen eine solche Beteiligung faktisch
nicht : dann kann Herr Geßler nur als Privatmann Mit -
glied des Kabinetts sein. Aber vielleicht liegen die
Dinge in Berlin so , daß man, um überhaupt ein Ka-
binett auf die Beine zu bringen, bewußt zunächst ewige
Unklarheiten in Kauf nimmt.

Allerdings ist die Frage, ob die Demokraten dem Ka-
binett ihre Unterstützung leihen werden oder nicht, von
besonderer Bedeutung für die Ettkettierung dieses Äabt»
netts. Würden die Demokraten sich an der Regierung be»
teiligen — und das wäre der Fall , wenn Geßler als ihr
Vertreter im Kabinett bleibt —, so wäre das Kabinett
Luther, nüchtern betrachtet, nichts anderes als ein Ka-
binett des Bürgerblocks , d . h . einer Vereinigung sämt -
licher nichtsozialistischer Parteien . Machen die Deutschde-
mökroten indessen nicht mit, so wäre das Kabinett zu
bezeichnen als ein Kabinett der Rechten mit Angliede-
rung des Zentrums als Mittelpartei. Die Tatsache ,
daß einige Minister vor allem nach ihrer fachlichen Eig -
nung ausgesucht werden, ändert daran nichts . Denn
auch diese Minister sind ja nicht nur Männer ihres
Fachs, sondern glei^ eitig auch Männer ihrer Partei ,
und zwar natürlich nur einer solchen Partei , die an der
Bildung der Regierung teilnimmt.

Mag die Entscheidung der Deutschdemokraten ausfal -
len, wie sie will, so steht doch heute bereits fest, daß sich das
neue Kabinett im Reistag auf eine feste Mehrheit, be-
stehend aus Deutschnationalen , Deutscher Volkspartei,
Bayerischer Bolkspartei, Wirtschaftspartei und Jen -
trum, stützen wird . Das sind zusammen 289 Stimmen
von 493..

Das Kabinett will darauf dringen, daß ihm ein regel-
rechtes Vertrauensvotum vonseiten dieser Mehrheit aus -
gesprochen wird . Wie gemeldet wird , ist man aller-
dings unter den an der Regierung beteiligten Parteien
über die Formulierung dieses Votums noch nicht einig .
Wie denn überhaupt selbst heute noch einzelne Differenz-
punkte vorhanden sind , die Anlaß zu neuen Schwierig-
ketten geben könnten .

Jeder staatspolitisch denkende Mitbürger muß eS
grundsätzlich begrüßen , daß überhaupt eine Reichsregie-
•■"ng zustande gekommen ist. Denn ohne Führung darf
das Reichsschjff nicht bleiben . Die Loyalität aber, die» n jeder Volksgenosse der auf verfassungsmäßigem
Wege zustandegekommenen Regierung gegenüber zu be-
künden hat, erfordert , daß man auch dieses Kabinett in

ÜT J?'nen positiven Arbeite » unterstützt. Das gilt
auch für die Parteien, die nicht in der Regierung sind ,
jemand darf Opposition um der Opposition willen trei-

auch die nicht an der Regierung beteiligten
«»vo " lin & un fcre§ Erachtens verpflichtet , die Taten

^ '^ungen des neuen Kabinetts abzuwarten und
dtk. en Taten das Kabinett zu beurteilen.

Bewahrheiten sich die Befürchtungen , mit denen die
Minderheit dem neuen Kabinett entgegensteht, so bietet
das parlamentarische System Möglichkeiten genug, um
rechtzeitig einen Wandel herbeizuführen. Die einsichti -
gen Politiker haben jedenfalls schon lange damit gerech-
net, daß einmal eine so zusammengesetzte Regierung,
wie das Kabinett Luther , kommen muß und selbstver-
ständlich muß der Parlamentarismus , richtig geHand-
habt, schließlich auch einmal den Rechtsparteien Gelegen-
heit geben , zu zeigen , was sie können. Unser innigster
Wunsch ist bei alledem , daß das Vaterland bei diesem
Versuch keinen Schaden erleiden möge.

Die Regierungsbildung im « eicb
Das kommende Kabinett Luther

Amtlich wurde am Mittwoch spät abends mitgeteilt :
Die informatorischen Besprechungen des Reichsfinanzmini -

sterS Dr . Luther mit den Fraktionsverlreteru haben zu einer
grundsätzlichen Klarheit über die Art der zu bildenden Regie -
ruag gemäß dem bereits bekannt Gegebenen Plane LutherS
(Vertrauensmänner und Fachniinister) und über die Personen -
frage geführt . Dagegen sind die Erörterungen innerhalb der
Fraktionen über Form und Art . in der der Regierung die Zu -
ftiinmung ausgesprochen werbe» soll , noch nicht in ollen Frak -
tionen abgeschlossen . Von der Erledigung dieser Fragen , die
am (heutigen ) Donnerstag zu erwarten ist. hängt die Bildung
der beabsichtigten Mehrheitsregierung ab . Bei dieser Sach-
läge hat Dr . Luther in später Abendstunde dem Reichspräst.
denten berichtet, daß seine informatorische Aufgabe abgeschlossen
und er bereit sei, die Mldung der M-ehrheitsregierung zu über -
nehmen, sobald die erforderlichen Fraktionsbeschlüssevorliege« .
Der deutsch -demokratischen Fraktisn hat Dr . Luther nochmals
die Beteiligung an der Regierung angeboten. Der Vor-
sitzende der Partei , Koch , hat dem Minister , vorbehaltlich der
Stellungnahme seiner Partei , geantwortet , daß trotz ernstester
Bedenken die Partei bereit sei, eine abwartende Stellung ein-
zunehmen .

ch
Nach den Informationen der Berliner Blätter dürfte sich

das neue Reichskabinett folgendermaßen zusammensetzen:
Reichskanzler Dr . Luther , Äußere? Dr . Stresemann (D . Vv >,
Inneres Schiele (Dntl . Vp . ) , Finanzen Sämisch (D . Vp . ) .
Wirtschaft Ministerialdirektor a . D . ReuhanS (Dntl . Vp. ) ,
Arbeit Brauns (Ztr . ) , Justiz und besetzte Gebiete Oberlandes -
gerichtspräsident Schollen- Düssekdors (Ztr . ) , Wehrmacht Dr .
Geßler , Reichspost Stingl (Bayerisch . Vp . ) , Ernährung und
Landwirtschaft Graf Kanitz . Für das Verkehrsministerium
wird von den Blättern noch kein bestimmter Anwärter genannt .

Über die Haltung der einzelnen Parteien zu dem Kabinett
wissen die Berliner Blätter mitzuteilen , daß die Regierung
unbedingt auf die Unterstützung der Deutschnationalen und
der Deutschen Bolkspartei rechnen könne .

Über die Haltung des Zentrums schreibt die „Germania ",
daß das Zentrum der neuen Regierung in völliger Freiheit
gegenüberstehe. Zu der Entsetzung eines Vertrauensmannes
in daS Kabinett in der Person des Reichsarbeitsministers
Brauns hat sich das Zentrum lediglich deshalb entschlossen , um
die Be »niühungen Dr . Luthers nicht scheitern zu lassen, da Dr .
Luther ohne diese Mitwirkung des Zentrums keinen Auftrag
der Regierungsbildung annehmen wollte . Die neue Regierung
würde sich darüber klar sein muffen, daß sie vom Zentrum
lediglich nach ihren Taten beurteilt und behandelt werden
würde.

Die Deutsch -Demekrate« werden dem »Berk. Tageblatt " zu-
folge ein Vertrauensvotum oder einen Billigungsantrag nicht
unterstützen, da sie sich durch die Beteiligung Dr . GeßlerS am
Kabinett in keiner Weise gebunden fühlen . — Die ..Bossische
Zeitung " spricht sogar von einer starken oppositionellen Hat -
hing der Demokraten.

Ja der demokratischen ReichStagSfraktion erklärte Reichs-
wehrminister Geßler gegenüber verschiedenen Nachrichten in
der Presse, daß er zu der Frage der Regierungsbildung »ber -
Haupt noch nicht Stellung genommen habe.

Zur Stellungnahme der Sozialdemokraten bemerkt der
^Vorwärts ", es frage sich nicht, ob da» Kabinett Luther be»
kämpft werden solle, sondern, wie der Kampf am wirkungs -
vollste« zu führen sei. Zum erstenmal seit S Jahre « sei
eine klare Situation vorhanden, in der die Rolle der Opposi-
tion der Sozialdemokratie zugefallen sei .

Die ReichStagSfraktion der Wirtschaftliche » Bereinigung be-
schloß , dem Kabinett Dr . Luther gegenüber wohlwollende Reu -
tralität zu bewahren, und e» zu unterstützen, solange die In .
tereffen deS Mittelstandes durch die neue Regierung gewahrt
werden . Eine Beteiligung der Wirtschaftlich, ! Bereinigung
an der Regierung kommt nicht in Frag «. Die Fraktion der
Wirtschaftlichen Bereinigung im Preußischen Landtag beschloß ,
dem Mißtrauensvotum gegen da» Ministerium Braun zuzu -
stimmen.

Der Bericht der Militiirtt »tr,llk »mmiffi»n. Dem diplo¬
matischen Berichterstatter des „Daily Telegraph" zuholge , lau -
fei, bei den alliierten Regierungen weiterhin Berichte der ver-
fchiedenen Unterabteilungen der interalliierten Militärkmi .
trollkommission ein. Der Eingang de» eudgültlge» Bericht»
der Kommission wird nicht vor <5m» diese« Monats « wartet .
Auf jeden Fall dürsten entscheidende Besprechungen zwischenden alliierten Regierungen über die Frage der nächsten Note
an Deutschland vorher kaum stattfinden können .

Der deutsche Veicdstag
trat am Mittwoch vor leeren RegierungsSänken wieder zu-
fammen . Präsident L»be gedachte der furchtbaren Eisenbahn-
katastrophe in Herne und verliest alsdann die amtliche Mit -
teiiung von der Amtsenthebung des bisherigen Reichspostmi -
nisters HSflr.

Bei Erledigung verschiedener Anträge fand einstimmige An-
nähme ein Antrag Dr . Schwing (Dem.), der von -Jtlen
Parteien unterstützt wurde . @C handelt sich m» den Ausschuß
zur Untersuchung der KriegSiusachen, der wieder eingesetztwerden soll .

Auf der Tagesordnung stehen dann Anträge aller Par -
teien über die Erwerdslosenfürsorge . Auf eine Begründungwird von de» Parteien verzichtet, da noch reine verhandlungs-
fähige Regierung vorhanden ist. In der Erörterung erhalt
Abg. Schlecht (Komm .) das Wort , der den cmdeern Parteien
vorwirft , daß über den Regierungskuhhandel die Jntereffen
des werktätigen Volkes vernachlässigt werden . Abg. Brey
(Soz . ) erklärt , die schleunige Erledigung dieser wiGigen An-
träge dürfe nicht verzögert werden. Man könne nicht kritisie¬
ren in einem Augenblick , wo es keine verantwortliche Reege-
rung gebe. Sämtliche Anträge werden den ziMndigen
schlissen überwiesen . Das Haus vertagt sich dann iaf Don -
nerstag 4 Uhr nachmittags . Auf der Tagesordu .uig stehen
Anträge aus dem Hause über Beamten -, Mittelstands-, Auf-
wertungs - und andere Fragen .

Abg. Dr . Erick (N .S .) beantragt , am Donnerstag in eine
politische Aussprache einzutreten . — Präsident Lobe erklärt
dazu, daß der Herr , der jetzt die meiste Aussicht habe , eine Re-
gierung zu bilden , soeben mitgeteilt habe, daß eine Regie-
rungSerklärung frühestens am Freitag abgegeben werden
könne. — Schluß %8 Uhr.

Der Ältestenrat de» Reichstages
hat am Mittwoch vor der Plenarsitzung beschlossen, für die
Plenarsitzung am Freitag die Erklärung der neuen Regie-
rung einzusetzen unter der Voraussetzung , daß diese dann ab -
gegeben werde« kann.

Anträge im Reichstag
Im Reichstag sind zahlreiche Anträge eingegangen:
Die sozialdemokratische Fraktion hat laut . Vorwärts " im

Reichstag folgenden Antra , eingebracht: § 92 des Reichsstraf¬
gesetzbuches erhält den folgenden dritten Absatz : Landesverrat
im Sinne des Absatzes 1 begeht nicht, wer über gesetzwidrige
Zustände wahrheitsgemäß Mitteilungen macht. Dem Reichstag
ist ein weiterer sozialdemokratischer Antrag zugegangen, in
dem gefordert wird , daß die Steuerlisten nach Beendigungder Veranlagung an sieben aufeinander folgenden Tagen öf-
fentlich znr Einsicht auszulegen seien.

Die demokratische ReichStagSfraktion brachte einen Antragein , der den Reichstag ersucht, den deutschnationalen Vizeprä-
sidenten Gräf -Thüringen die Mißbilligung des Reichstages
auszusprechen , weil er die mit diesem Amte verbundene
Pflicht , sich dem Reichspräsidenten vorzustellen , nicht erfüllte .Ein Antrag Fehrenbach ( Zentr . ) fordert die Schaffung eine»
endgültige » ReichSwirtfchaftsrateS. Ein weiterer Antrag Feh-
renbach verlangt die amtliche Indexziffer in besserer Überein¬
stimmung mit den tatsächlichen Lebenshaltungskosten. Schließ-
lich trat er noch in einem weiteren Antrag für die Fortfüh -
rung der Maßnahmen mit dem Ziel des Preisabbaues und
der Produktiousfördernug ein und verlangte den weiteren
Ausbau der Leistungen der Invalidenversicherung , sowie die
Vorlage eines » rdeitgertchtSgefrtzeS . — Ein Antrag Dr .
Scholz (Dn. Vp.) tritt u . a . für die Reform der Eink»« « en.
steuern ein.

I « preußische« Landtag
kündigte am Mittwoch Ministerpräsident Brau « an . daß die
preußische Regierung die Vertrauensfrage stelle. Der Minister.
Präsident erklärte weiter :

Die Auffassung , daß das Staatsministerium nach Zeder
Landtagswa ^ zurücktreten müßte , beruhe auf einer falschen
Auslegung des Artikels 45 der Verfassung. ES handele sich
auch nicht um eine Rechtsfrage, sondern um eine eminent »o-
litische Frage . Man wolle durch Anwendung formal -jurisiischer
Argumente um die klare Aussprache über die politische Frageder großen Koalition herumkommen. Der Ministerpräsident
ging auf die Ergebnisse der Tätigkeit der bisherigen Regierungder große « Koalition ein , wobei er von den Kommunisten und
Rationalsozialisten wiederholt mit dem Rufe : „Barmat ! Ku-
tiskerl Seehandlung " unterbrochen wurde. Der Ministerprä -
sident sagte u . a. : Wenn die Bolkspartei jetzt die große Koa -
lition bekämpfte , so sei daS für das Kabinett kein Grund zum
Rücktritt . Die Opposition gegen daS Kabinett sei in der
Hauptsache als Einleitung der Agitation zur Reichspräsidenten-
Wahl zu betrachten . Das Kabinett stelle die BertrauenSfrage.
Der Landtag müsse sich entscheiden , ob er die Politik des Vater-
ländischen Aufbaues wolle oder jene von rechts beeinflußte
Bürgerpolitik , die nichts anderes sein werde und könne , als eine
Katastrophenpolitik . Die Rede des Ministerpräsienten wurde mit
lebhaftem Beifall und Händeklatschen in der Mitte , mit Ge-
lächter bei den Flügelparteien aufgenommen.

Wahrend die deutschnationalen Abgeordneten wieder im
Saal « erscheinen (di- Deutsch « Bolkspartei war im Saale ge-
blieben ), beantragt der sozialdemokratische Abgeordnete
Grzewinfki die Vertagung der Aussprach « auf Freitag ; der
kommunistische Abg. Pick widerspricht dem Antrag . Bei der
ersten Abstimmung , die zweifelhast verläuft , stimme » das
Zentrum , die Demokraten und die Sozialdemokraten für die
Vertagung . In dem Hammelsprung wird er Antrag mit 306
gegen 199 Stimmen angenommen .

Die Abstimmung war eine Pr »be auf die MeHrHeitSserHält -
nisse deS Hauses . Am Freitag hat sich der preußische Landtag
über die Vertrauensfrage schlüssig zu werden .



Ein Rechts»»»lachten des preußischen Justizministeriums zu
der von der Deutschen Bolkspartei aufgeworfenen Frage , ob
aus Grund des Artikels 48 der preußischen Verfassung der Mi -
nisterpräsident nach einer Wahl zurückzutreten und jeder neue
Landtag den Ministerpräsidenten neu zu wählen habe , kommt
zu den, Schluß , daß die gestellte Frage verfassungsrechtlich aiu
Verneinen ist.

Die ikonkeren ? der Alliierten Finanz -
minister in Paris

wurde am Mittwoch nach der Unterzeichnung des getroffene »
Abkommens gegen 11 Uhr vormittags geschlossen.

Ans dem Abkommen
Das unterzeichnete Abkommen über die Verteilung der

deutschen Reparationszahlungen und Liquidierung des Ruhr -
Unternehmens bestimmt im wesentlichen : Im Jahre 1836
dürfen für die Reparationskommisfion nur noch 9,25 Milli »
onen Goldmark , für die durch den Dawosplan vorgesehenen
Organismen und für die Rheinlandkommission höchstens 10
Millionen Golidmark ausgegeben werden . Hiervon kann
Krankreich 62, England 12 und Belgien 26 Prozent bean¬
spruchen . Die Militärkmitrollkoinmissionen können höchstens
8 Millionen fordern . Jedoch können unter Umständen Zusatz -
ausgaben nachträglich angerechnet werden . An effektiven Be .
saynngSkosten sind vorgesehen für Belgien und England je
LS Millionen und siür Frankreich 110 Millionen . Weitere Aus -
gaben sollen den bereits feststehenden Restschu-lden hinzugerech¬
net werden . Auch die Ausgaben für Leistungen aus dem
Rheinlandabkommen , die ehemals kostenlos erfolgten ( Woh¬
nung , Heizung usw . ) werden dieser Restschuld hinzugefügt .
Der entsprechend « Betrag wird vom Generalagenten an
Deutschland zurückbezahlt . Die Festsetzung späterer Ausgaben
soll vor dem 1. September erfolgen . Hinsichtlich der Teilnahme
der Bereinigten Staaten an den Jahreszahlungen des Dawes -
planes wird bestimmt , daß für die amerikanischen Besatzungs¬
truppen vom 1 . Dezember 1926 ab jährlich durchschnittlich kB
Millionen Goldmark an Amerika zurückvergütet werden .

Me deutsche Reparationsentschädigung an die Bereinigten
Staaten in Höhe von 3ESO Millionen Goldmark wird dermaßen
getilgt wenden , daß ihnen an Reparationszahlungen 3,26 Pro -
zent zustehen und zwar zum Höchstbetrag von 46 Millionen
Goldmark .

Hinsichtlich der belgischen Kriegsschuld wurde bestimmt , daß
dieselbe im Betrage von etwa 5600 Millionen Goldmark zu¬
rückbezahlt wird und daß 6 Proz . jährlich abgetragen wer -
den sollen . Im übrigen nimmt Belgien vom 1 . September
1926 ab bis zur Tilgung seiner Prioritätsverpflichtungen mit
8 Prozent an den Jahreszahlungen teil . Von da ab reduziert
sich der belgische Anteil auf 4,6 Prozent . Von den deutschen
Zahlungen erhält in Zukunft Griechenland vier Zehntel Proz .,
Rumänien 1 und ein Zehntel Proz .

In dem Abkommen werden fernere Vorkehrungen getroffen
über die Bezahlung der militärischen BesetznngSkosten in den
Abstimmungsgebieten , über den HeiintranAport der deutschen
Kriegsgefangenen , sowie über die Rückzahlung der Ausgaben ,
die Elsaß - Lothringen für die Kriegsgeit zugeschlagen wurden .

Für die Regelung des Ertrages der Ruhrbesetzung wurde »
bestimmt : Die Reparationskommissio » wird die von der fran -

tösischen
, belgischen und italienischen Regierung seitens

Zeutschlands erhaltenen Summen feststellen , die von den wirk -
lich gehabten Ausgaben der interessierten Mächte in Abzug
zu bringen sind. Die UntrrhaltungÄosten für die sranMsi -
schen und belgischen Truppen im Ruhrgebiet werden vergütet .

Die französische, englische und belgische Regierung stimmen
zu , daß die Besetzungskosten bis zum 31. Dezember 1923 auf
Sachlieferungen verrechnet werden .

Das Abkommen enthält im einzelnen weitere Bestimmun -
gen , um nachtraglich in endgültiger Weise die von Deutschland
geleisteten Reparationszahlungen unter den alliierten Staaten
zu verrechnen .

Preffestimmen
WTB . London . 15. Jan . In Besprechung der Ergebnisse der

Pariser Finanzkonferenz heben die Blätter die „ Rückkehr der
Bereinigten Staaten nach Europa " hervor . »Westminster Ga¬
zette " führt aus : Verglichen damit ist das Ergebnis im Ein¬
zelnen kaum von Bedeutung . Anknüpfend an das Wort Kel °
loggs , daß jetzt Amerika stark interessiert sei am Erfolg des
Dawesplanes , erklärt das liberale Blatt , Amerika wäre jetzt
einen seiner Hauptbürgen ^ Deutschland werde je| t wissen , daß
die Mächte , die sich dazu vereinigten , ihm gegenüber billig zu
verfahren , in Zukunft stark genug sein würden , um ihren Wil¬
len durchzusetzen .

»Daily Telegraph " schreibt , auf der Pariser Konferenz sei
ein großer Fortschritt in den stetigen Finanzverhältnissen in
Europa gemacht worden . Keiner der Alliierten könne gleich-
gültig der Totsache gegenüberstehen , d .iß Amerika jetzt den
Plan unterstütze , auf den allein sich die erwarteten oentschen
Zahlungen stützten. — Schließlich führt das Blatt zur Erklä -
rung Clementels . wonach die gegenwärtige französische Re -
gierung das Problem der Kriegsschulden zu regeln wünsch « ,
aus , das werde von den Engländern gewünscht und die öffent -
liche Meinung werde weiterhin beunruhigt sein , bis diese
Frage endgültig geregelt sei .

WTB . Paris . 16. Jan . Zum WMuß der interalliierten
Finanzministerkonferenz schreibt das „Oeuvre " : Die Roh - Li-
quidation ist beendet ; die Verteilung der DaweS -Annuitäten
ist vorgenommen . Demnächst wird zwischen Paris und London
über die Schulden verhandelt werden . — Der sozialistische
„Peuple " schreibt, ohne daß das Problem der Kriegsschulde,t
offizielle behandelt worden sei . hätten die Verhandlungen der
Konferenz doch Gelegenheit gegeben , auch auf diesem Gebiete
einen bedeutenden Fortschritt zu erzielen . Herriot habe also
Recht gehabt , daß er von einer Konferenz der Liquidierung
gesprochen halbe . — Das Organ Millerands , der „Avenir '

.
kritisiert das Ergebnis der Konferenz und erklärt , man habe
Frankreich versprochen, daß die Räumung des Ruhrgebiete «
ihm auf der Pariser Konferenz wesentliche Vorteile einbrin -

gen werde . Wo seien diese Vorteile ?

Keine Kriegsauszeichnungen mehr . Die im Februar 1924
vom Preußischen Staatsministerium dem ReichSwehrministe -
rium übertragene Abwicklung der damals noch vorliegenden
Anträge auf Verleihung des Eisernen Kreuzes ist durchgeführt .
Jegliche Verleihung von Kriegsauszeichnungen ist nunmehr ,
wie aus Berlin gemeldet wird , ausnahmslos eingestellt .

Wegen Beleidigung des Reichstagsabgeordneten Breitscheid
hat das Amtsgericht Leipzig den früheren verantwortlichen
Schriitleiter der inzwischen eingegangenen »Völkischen mittel -
deutschen Rundschau " in Leidig , Alfred Miller -Düssekdorf zu
einem Monat Gefängnis verurteilt . In einer Notiz vom
LI . Juni war Breitscheid wegen seiner Reise nach Paris des
Landesverrats bezichtigt worden . Er habe knierutschend beim
französischen Ministerpräsident Herriot versucht , für sich und
seine Partei Vorteile herauszuholen .

politische Neuigkeiten
Die deutsch -französischen Wirtschafts «

Verhandlunge«
In Paris hat am Mittwoch in einer Vollsitzung - der beiden

Delegationen Staatssekretär Trendelenburg den bereits auf
den zweiten französische» Vorschlag angekündigten deutschen
Gegenvorschlag überreicht . Handelsminister Raynaldy hat
daraufhin erklärt , daß beide Vorschläge als Grundlage der
weiteren Diskussion dienen sollend Die französische Delegation
werde ihre Antwort Freitag nachmittag 3 Uhr geben .

Der deutsche Gegenvorschlag besteht aus vier Artikeln . Seine
Tendenz geht, d?r „Franks . Zeitg .

" zufolge , dahin , die in dem
Protokoll vom 12. Oktober vereinbarte und von der französi -
schen Delegation in ihren, letzten Vorschlag verlassene Basis
wiederherzustellen , die bekanntlich Frankreich das deutsche
Meiftbegünstigungsrecht zusichert gegen Einräumung der gel -
tenden französischen Mindesttarife für die wichtigsten deutschen
Exportartikel . Der deutsche Entwurf stellt einen kurzfristigen
Handelsvertrag dar, dessen Geltungsdauer auf ein Jahr ge -
dacht ist und der so aufgebaut sein soll, daß er beiden Ländern
die volle Freiheit hinsichtlich der späteren Gestaltung ihres
Zolltarifes läßt . Hinsichtlich der von Frankreich für Elsaß -
Lothringn verlangten Privilegien lehn ! auch der neue deutsche
Vorschlag jede Verlängerung der im Versailler Vertrag fest-
gelegten Bindungen ab , erklärt sich aber bereit , den Bedürf -
nisien und Interessen der elsaß - lothringischen Ausfuhr von
Fall M Fall und soweit dies nicht mit dem Meiktbegünsti »
gungsrecht anderer Länder kollidiert , entgegenzukommen .

Von französischer Seite wird weiterhin mitgeteilt , daß es im
Laufe der Sitzung am Mittwoch zu einer Vereinbarung ae-
kommen ist, wonach beide Parteien sich verpflichten , vorläufig
von der Anwendung irgendwelcher Kampfmaßnahmen abzu -
sehen und jede Erschwerung der Situation zu vermeiden . Bis
zum Zustandekommen einer desimtiven Einigung soll von bei -
den Seiten ein Regime d 'Attente gewahrt werden .

Der Allg. deutsche Beamtenbund an den
Reichspräsidenten

Der in Berlin tagend « Kongreß des Allgemeinen Deutschen
Beamtenbn »des richtete an den Reichspräsidenten folgendes
Telegramm : «Die in Berlin zu ihrem ersten Bundeskongreß
versammelten Vertreter bei - Allgemeinen

'
Deutschen Beam¬

tenbundes , entbieten Ihnen , Herr Reichspräsident , ihre besten
Grütze . Wir erklären , Republik und Verfassung mit allen
Mitteln schützen zu wollen . Wir werden alles tun , um die
gesamte Beamtenschast mit republikanischem Geiste zu ersül -
len . Unser Vertrauen zu Ihnen , Herr Reichspräsident , wird
auch durch die unerhörten Bescbuldigunigen , denen Sie in
letzter Zeit ausgesetzt waren , nicht erschüttert . Mit den brei -
ten Schichten des deutschen Voltes hegen auch wir den Wunsch ,
daß Sie , verehrter Herr Reichspräsident , zum Wohle der
Gesamtheit wie bisher , weiterwirken mögen . Die Kongreß -
leitung .

"

Internationale sozialpolitische Konferenz
In Frankfurt a . M . fand am 12. Januar die erste intst -

nationale sozialpolitische Konserenz auf deutschem Boden seit
dem Kriege statt , mit dem Ziel , die Fusion der drei interes -
sierten Bereinigungen für Arbelterfchutz , Bekämpfung der Ar -
beitSlosigkeit und Arbeiterverstcherung vorzubereiten , Pertre -
teil waren folgende Länder : Deutschland , Österreichs Frank -
reich . England , Italien , Belgien , die Schweiz , Holland , Fi na -
lanS und die Tschech» -S >lovakei . Deutschland war vertreten
durch die Vorfitzenden der Gesellschaft für Sozialreform und
der Gesellschaft zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit , Geheim »
rat Dr . Freund und Generalsekretär Professor Hetzte . Die
Verhandlungen unter französischem Vorsitz verliefen in Volk-
kommener Harmonie und führten zu der Annahme der Sta -
tuten . Eine konstituierende Versammlung soll Ende Sep¬
tember in Bern stattfinden .

Ikurze Ittackrickten
Der neue Vorsitzende des Reichsverbandes der deutscheu

Industrie . Laut „ Voss . Ztg .
" wurde am Mittwoch in der

Präsidialsitzung des Reichsverbai ^ es der Deutschen Industrie
als Nachfolger Dr . Sorges Geheimrat Dr h . c . Dulsberg ein -
stimmig zum ersten Vorsitzende » gewählt .

Württembergische Kommunisten vor Gericht . Vor dem süd -
deutschen Senat des Staatsgerichtshofes zum Schutze der Re -
publik begann am Mittwoch unter dem Borsitz des Senats -
Präsidenten Wiedner eine auf zwei Tage berechnete VerHand-
hing gegen württembergische jKoimnunistien wegen Berbre -
chenS gegen das Sprengstoffgefetz . Bei dx »i HauptangeNagiten
Marschall handelt es sich um ' einen Diebstahl von 20 Kisten
Sprengstoff und 2600 Sprengkapseln .

Kommunistische „Heldentat " im Thüringischen Landtag .
Mittwoch mittag wurde vor den , Sitzungssaal des Thürin -
gifchen Landtages in Weimar der deutschncrtionale Abgeord -
»et « Otto Großtabarz von drei kommunistischen Abgeordneten
überfallen und so schwer mißhandelt , daß er mit einer bln -
tenden Kopfwunde liegen blieb . Die Sitzung de? Landtages
wurde sofort abgebrochen .

DaS Kriegsgericht von Lüttich wird — wie das . Pariser
„ Journal " meldet — morgen gegen zwei deutsche Offiziere ,
den Oberst Theßmann und den Major » . Hedemann , wegen
angeblicher Tötung von 121 Personen in contumaciam zu
verhandeln haben . Es soll sich nach dein „ Journal " um die
Evschießung von Einwohnern von Rossignol im August 1914
angeblich ohne vorherige Urteilsfällung handeln .

Zum Tanzig -polnischen Postkonflikt hat der Völkerbunds «
kommifsar in Danzig , Mac Donnell , dem dortigen polnischen
Vertreter , Straßburger , dringend empfohlen , die unrechtmäßig
im Danziger Staatsgebiet angebrachten polnischen Briefkästen
schleunigst wieder abnehmen zu lafsen , andernfalls er dem
Senat raten »verde , dieses selbst zu tun . Dieser Rat wird in
Warschau von Regierung und Presse mit größter Empörung
zurückgewiesen . Das politische Komitee des Kommissariats
faßte den Beschluß , die ablehnende Haltung StraßburgerS ge-
genüber der Empfehlung Mac Donnells voll zu unterstützen ,

Preistreibereien der Wiener Br »tfabrik»n . Wie die Wiener
Blätter melden , ist auf Grund von Strafai ^ eigxn das '

Versah -
ren wegen Preistreibereien aus fast alle Brotfabriken und
Großbäckereien ausgedehnt worden . Die Behörden treffen
Vorkehrungen , um zu verhüten , daß die Brotfabriken ihre täg -
liche Brotstrbrikation nicht willkürlich herabsetzen und dadurch
die Brotversorgung beeinträchtigen .

DaS Bermögen der Bereinigten Staaten . Das Ecnsusbüro
schätzt das Bermögen der Vereinigten Staaten für Ende 1922
auf 320 Milliarden 803 Millionen 862 000 Dollars , was ge¬
genüber dem Jahre ISIS eine Zunahme von 72,2 Prozent be¬
deutet.

Di « italienische Kammer hat die Beratung der SSuiilrefoi . ^ —
begonnen . Als erster Redner fprach der Faschist Fora , dan ,
der kommunistische Abgeordnete Jtrecv , der sich befenberj
gegen daö Pluralwahlrecht . wandte . Unterdessen hatten die
Abgeordneten der Kammer aUrr Parteien , darunter auch der ,
deutsche Abgeordnete Kernbach eine Kundgebung an die kom »

'
munistischen Abgeordneten zirkulieren lassen und unterschrie¬
ben , worin sie für ihre» Patriotismus gelobt werden , der iie
in die . Kammer zurückkehren ließ .

Di « Parlamentswahlen in Ägypten wurden verschicken.
Ägyptische' Blätter melden , daß das Parlament anstatt a «, :
8 . März , wahrscheinlich nicht vor dem, 23 . Mlärz einberufen
w vi

Badischer Teil
Die Tarikpolitik der Aeichsbabn

Zu dem unter dieser Überschrift in der „Karlsr . Zig /
vom 13. ds . Mts . erschieneneu Artikel wird uns von zu.
ständiger badischer Seite geschrieben :

In den Ausführungen , mit denen die Reichsbahndi ?
rektion Karlsruhe den in letzter Zeit sich mehrenden
Äußerungen starker Empörung über die Hinauszögert »« !,
der Ausdehnung der Wasserumschlagstarife über denW
Kohlentarif hinaus begegnet , wird zunächst hervorgeho¬
ben , die Reichsbahn habe lange vor der Seehafentarif - '
Politik einen Wasserumschlagstarif 'ausgearbeitet und '

veröffentlicht , dessen Inkrafttreten sei nur durch den
Ruhrkouslikt verhindert worden . Demgegenüber muß
festgestellt werden : Der Wasserumschlagstarif für Kohle
wurde in der Sitzung des Reichseisenbahnrats am
20 ./21 . März 1923 beschlossen. Man hätte erwarten dür -
fen , daß dieser Tarif auch unmittelbar darauf veröf¬
fentlicht und damit in Vollzug gesetzt worden wäre . Be -
kanntlich hat das badische Mitglied des Reichseisenbahn -
ratS . Handelskammerpräsident Lenel -Mannheim , schon
in jener Sitzung einen diesbezüglichen Antrag gestellt ..
Wenn der gute Wille der Reichsbahnverwaltung , dem
Rhein zu helfen , wirklich so lebhaft war , so hätte man
weiter erwarten dürfen , daß nach Aufgabe des passiven
Widerstands im Novenlber 1923 der im März 1923 be-
schlössen ? Tarif alsbald in Vollzug gesetzt worden wäre
oder daß , sofern eine Änderung des beschlossenen Tarifs
sich als notwendig erwiesen hätte , nicht eine Zeit von -;
8 Monaten hätte verstreichen brauchen , bis endlich am
15 . Juni 1924 der abgeänderte Umschlagstarif für Koh»
len in Kraft trat .

Wenn weiter in dein Artikel der Reichsbahndirektion ?
hervorgehoben wird , „die Reichsbahn habe sich ( mit deinl
Umschlagstarif für Kohle ) für vier Fünftel des Verkehrs !
seit nunmehr 3 Jahren ' grundsätzlich , feit bald einem
Jahr praktisch als Helferin der Rheinschiffahrt zur Ver «
fügung gestellt "

, so braucht dem nur folgende Überlegung
entgegengehalten zu werden : Es können in dieser wich-
tigen wirtschaftsvolitischen Frage nicht allein Prozent -
zahlen maßgebend sein , sondern nur die in den Prozent -
zahlen sich widerspiegelnde Tonnenzahl . Ist aber die
Tonnenzahl — wie bei dem Getreideumschlag , der in
dem von dem Umschlagstarif ausgeschlossenen Fünftel

'

des Verkehrs enthalten ist, — so groß , daß sie das Auf - -
blühen eines ganzen Industriezweigs wie der Mannhei -
mer Mühlenindustrie zu bewirken vermochte , so geht es I
nicht an , von bedeutungslosen Tarifen zit sprechen ledig ' I
lich deshalb , weil es sich beim Getreideumschlag nur um I
ca. 10 Proz . der ganzen Transportmenge handelt . Da -W
bei darf aber nicht unerwähnt bleiben , daß der 20 prozen -W
tige Verkehrsanteil , der von dem Umfchlagstarif biS I
heute ausgeschlossen ist, nur . für .die letztverflossenen I
Jahre mit ihren außerordentlichen Verhältnissen gilt . ,
nicht aber , für die Vorkriegszeit , wo der Anteil der übri -
gen Gnter mit bis zn 50 Proz . beziffert werden muh, .
dem Anteil der » ohlentransporte also ungefähr die
Wage hielt . Dieser letztere Gesichtspunkt ist es auch
der für die am Rheinverkehr beteiligten Wirtschasts -
kreise inaßgebend und für ihre protestierende Haltung
gegenüber der Reichsbahn bestimmend ist . Ziel der süd« ?
westdeutschen Wirtschaft ist es , diesem prozentualen An«
teil der Transportgüter ain Gesamtverkehr wenigstens
einigermaßen wieder näher zu kommen . Dieses Ziel :
mit allen Mitteln zu verfolgen ist das gnte Recht nicht
nur , sondern auch ein Gebot der Selbsterhaltung der
südwestdeutschen Wirtschaft .

Von „Rückwirkungen der getroffenen Tariferleich¬
terungen " (des Umschlagstarifs für Kohle ) zu sprechen,
dürfte zumindest verfrüht sein . Denn es muh zunächst
dahingestellt bleiben , ob die wohltätigen Rückwirkungen
lediglich eine Folge der Tariferleichterungen oder ob
sie nicht eher die natürliche Folge des Wegfalls der
Hemmnisse sind , die in den letzten Jahren der Entwick »

lung der Rheinschiffahrt im Wege standen .
Das von der Reichsbahndirektion angezogene Argtf

ment der „Berufung des einen Binnenfchiffahrtsdistriktm !
auf den andern " und der unterschiedlichen Einstellung
zum Binnentransport der Rheinhäfen und zu dem Wirt«
schaftlich anders zu bewertenden Transport nach den?
deutschen Seehäfen , kann keine entscheidende Geltung
beanspruchen . Denn einmal sollte man sich allmählich
von den? Gesichtspunkt freimachen , als ob der Rhein »
Hafen nur Binnenhafen sei . Wenn der Zugang
znm Meere beim Rheinhafen mich weiter ist alß j
z . B . in Hamburg , so kann man doch beim Rhein «

Hafen im übertragenen Sinne als von einem See ^
Hafen sprechen . Was aber die Berufungen an "

Binnenfcknffahrtsdistrikte angeht , so muß demge
II



liöer mit allem Nachdruck erneut betont iver-
^sn : Der Rhein ist die wichtigste deutsche Wasserstraße.
Die Berufungen anderer Distrikte dürfen und können
deshalb nicht als ausschlaggebend betrachtet werden, weil
«ndere Stromgebiete auch ganz andere Nmschlagsver-
haltmsse haben wie der Rhein.

So erfreulich schließlich an fich die Versicherung der
Äeichsbahndirektion ist. die Reichsbahn diene der ganzen
deutschen Volkswirtschaft, wobei „ örtliche Interessen und
Beschwerden nur lehrreiche Wegweiser, niemals aber al¬
leinige Richtschnur sein könnten"

, so berechtigt und be-
gründet ist die unverrückbare Aufassuug der südwestdeut-
scheu Wirtschast, daß das Ganze nur gesund sein kann,
wenn die Teile gesund sind . Daß aber die Teile gesund
sind und daß mit anderen Worten regionale Bedürfnisse
von entscheidender Wichtigkeit unter keiner Bedingung
den« Ganzen geopfert werde» dürfen , dafür wurde s. Zt .
der § 22 des Staatsvertrages zugunsten der Länder vor-
gesehen , au dessen strikte und loyale Beachtung auch bei
dieser Gelegenheit erinnert werden muß .

Vorbereitungen kür einen / lugdienst
im Tande Kaden

Im Ministerium des Innern fand gestern mit den
Herren Oberbürgermeistern der beteiligten größeren
Städte des Landes eine Aussprache über die zurzeit an -
gestellten Erwägungen zwecks Einrichtung eines Passa¬
gierflugdienstes in Baden und über den Anschluß des'
Landes Baden an die internationalen Fluglinien statt .

Minister Remmele machte zunächst Mitteilung über
die Stellung der badischen Regierung zu den seit dem
August des letzten Jahres in dieser Angelegenheit aufge-
worfenen Fragen . Von der Gesamtregierung liegt eine
Bereitschastserklärnng dafür vor, bei dem Landtag Mit -
tel anzufordern , damit sich das Land Baden an einer
Süddeutsch?!: Fluggesellschaft, an welcher die Länderre -
gierungen von Bayern , Württemberg und Baden inter -
essiert sind , beteiligen kann. Einem sachkundigen Urteil
folgend erstrebt das Ministerium eine Unterstützung
zum Anschluß an die großen, bereits bestehenden und
weiterhin auszudehneirden Fluglinien . Als Fluglande -
platz kann dabei naturgemäß nicht jede größere Stadt
des Landes in Betracht kommen Durch den Umstand,
daß in Karlsruhe und in Mannheim gleichzeitig zwei
völlig voneinander unabhängige Fluggesellschaften ge-
gründet wurden , ist das vom Ministerium angestrebte
Ziel etwas irritiert . Mannheim wünscht als Lande-
platz für die großen Durchgangslinien Köln—Mann -
heim --- B.aden.Oos—Basel und Basel — Mannheim —
Frankfurt , sowie Saarbrücken —Mannheim —Nürnberg
Prag und Frankfurt —Mannheim —Stuttgart —Zürich
in Betracht gezogen zu werden. Karlsruhe verfolgt als
Ziel die Ausrichtung einer Fluglinie Basel—Karlsruhe
—Frankfurt —Karlsruhe —Stuttgart , Karlsruhe —Kon¬
stanz mit Ausbau von Zubringerlinien nach Freiburg
und einigen anderen Städten des Landes . Nach den
Darlegungen der Herren Oberbürgermeister in der ge-
strigen Aussprach? ist an eine Vereinigung der in Karls -
ruhe und Mannheim vertretenen Interessen vorläufig
nicht zn denken .

Der Minister des Innern vertrat infolgedessen die
Meinung , daß sich das Land Baden zunächst für die Auf-
richtung eines Verbanves der süddeutsche « Länder in-
tkreflirrt. Zu diesen« Zweck soll eine Reichssubvention
snr die großen Durchgangslinien angestrebt werden.
Die von der Regierung verfolgten Ziele auf diesem
Gebiet werden den Städteverwaltungen , der Industrie ,
dem Handel und den Flugverbänden zur Kenntnis ge-
bracht , wobei voraussichtlich die Gründung eines Lan -
desverbandes vorgeschlagen wird , dessen Aufgabe es sein
soll, zunächst jene Fluglinien zu fördern , oder helfen auf -
zurichten , die einigermaßen eine Frequenz versprechen.
Äber die Frage , ob darüber hinaus ein interner Landes -
luftverkehr unter Landungsanschluß möglichst vieler gro¬
ßer Städte des Landes aufgerichtet werden kann , wird
zunächst ein sachverständiges Gutachten eingeholt . Je
nach dein Ausfall desselben soll dann auch diese Aufgabe
dem Landesverband übertragen werden . Das Reichs-
Verkehrsministerium als oberste Reichsbehörde für das
Flugwesen wird über die hier dargelegte Situation
einen Bericht erhalten , aufgrund dessen es die flugpoli -
»zeilichen Anordnungen treffen kann, die im Hinblick auf
öie Tatsache , daß Baden als Grenzland gewissen Bestim-
mungen über das Flugwesen in der neutralen Zone aus
öein Friedensvertmg unterworfen ist , beachtet werden
inüssen .

Areditbilke für die Tandwirtsckstt
Durch die Presseabteilung der badischen Regierung wird

mitgeteilt : Die bddische Landwirtschastskammer verbreitet
unter der Überschrift „Notstandskreditaktion" in den Ta «
Mszeitungen eine Notiz über eine bevorstehende Kredit -
Aktion der badischen Regierung zugunsten der Landwirt -
schaff . Die Tatsache als solche ist richtig. Die ungünstige

der Landwirtschaft ist der Regierung bekannt und die
daraus sich ergebende Notwendigkeit von Hilfsmaßnahmenvon ihr unabhängig von den später Übermittellen An»
»ragen der Landwirtschastskammer in Aussicht genommen
Evesen . Die Kreditaktion schließt sich an die im Herbst
■etzten Jahres unternommene an . Sie wird im Gegensatz
M früher auf die landioirtschaftlichen Betriebe im ein-
Zklnen ausgedehnt.

IN

Line Besprechung der Tandrüte
im Ikomissaristsbezirk NVsnnbeim

die am 10. de. Mts . in Heidelberg stattfand , beschäftigte
sich mit der Regelung des Automobilverkchrs an Sonn -
tage» im kommenden Sommer . Auf Grund der im letz-
ten Jahre mit dem Automobilfahrverbot an Sonntagen
gemachten Erfahrungen soll in diesem Jahre versucht wer-
den, ohne ein solches Verbot auszukommen. Die Staub -
plage ist mit eine Folge des schlechten Zustandes der Land-
straßen . Die Wasser - und Straßenbaudirektion wird vor-
aussichtlich im laufenden Jahre mit der Pflasterung von
Landstraßen beginnen und dort, wo dies noch nicht mög-
lich ist , und wo hierfür ein besonderes Bedürfnis vor-
liegt, Versuche mit Straßenteerung machen.

Ein weiterer Tagesordnungspunkt war dem Fürsorge -
Wesen gewidmet. Übereinstimmende Meinung war ge-
Wesen , daß sich die Bezirksfürsorgeverbände gut einspielen.
Beschwerden wegen deren Tätigkeit sind kaum bekannt
geworden. Di« Zusannnenarbeit mit der Justizverwal -
tung auf dein Gebiet der Jugendfürsorge gestaltet sich
reibungslos .

Über die Frage der Förderung der Viehzucht gab es
gleichfalls eine eingehende Beratung , wobei über dliie
Aussichten für die Wiedereinführung der Viehprämi -
ierungen nähere Darlegungen gemacht wurden .

Die Aussprache erstreckte sich dann noch auf die Gebiete
der Airssicht über die Gemeindeverwaltungen, der Ausbil¬
dung von Staatsbeamten durch Lehrkurse und Wander-
Versammlungen, und auf die bessere Instandhaltung der
staatlichen Dienstgebäude, die während der Kriegs - und
Nachkriegszeit vernachlässigt werden mußte. Minister
Remmele und Ministerialdirektor Leers nahmen an der
Aussprache regen Anteil.

Blutige Würgermeisterwabl
in Tiedolsbeim

Liedolsheim ist in hervorragendem Maße als ei»
Standort der völkischen Bewegung bekannt. Die Art
und Weise, wie von Liedolsheim aus völkische Ideen Hand-
greiflich zu fördern versucht wurden, ist hinlänglich be-
kannt . Lange schon rechnete man in eingeweihten Krei-
sen mit einer gelegentlichen ernsten Komplikation, bei
welcher es ohne Gefahr für Leben und Gesundheit von
Menschen nicht abgeht.

Dieser erwartete Fall ist — wie bereits kurz gemeldet —
am vergangenen Sonntag anläßlich des zweiten Wahl-
gangs sür eine Bürgermeisterwahl eingetreten. Der erste
Wahlgang fand ain 2l . Dezember letzten Jahres statt . Es
kandidierten der der ideutschvölkischen Bewegung nahe-
stehende Gemeinderat Karl und der von der sozialdemo¬
kratischen Partei aufgestellte Heinrich Zeith. Diese Wahl
verlief ergebnislos . Bei dem am vorigen Sonntag voll¬
zogenen zweiten Wahlgang zog Zeith seine Kandidatur
zurück, dessen Stimmen zum größten Teil dem von der
demokratischen Partei aufgestllten Kaufmann Ludwig
Geiß zufielen. Für die völkische Partei war jetzt der Ge-
meinderat Gustav Roth aufgestellt. Geiß wurde mit 602
Stimmen gewählt ; auf Roth waren 494 Stimmen abge-
geben. In Liedolsheim ist es althergebrachte Sitte , dem
neugewählten Bürgermeister eine geschmückte Tanne vor
das Haus zu stellen / So geschah es auch diesmal . Unter
Vorantritt einer Musikkapelle zogen viele Einwohner vor
das Haus des neilgewählten Bürgermeisters . Es wurde
eine Ansprache gehalten und diese von letzterem dann
erwidert . Mit deni Choral : „Nun danket alle Gott " fand
die einfache Feier ihren Abschluß/

Während der Feier hatten sich 5ie Völkischen in der
Nähe der Versammlung ausgestellt : sie sangen die erste
Strophe des Hitlerliedes und begleiteten den Festakt mit
Pfuirufen . Der Bürgermeister ermahnte zur Ruhe und
lud schließlich die Bärötfertmg ein, auf seine Rechrning
ein Glas Bier zu trinken . Beim Abzug der Musikkapelle
sprang der Landwirt K . S . (völkisch ) mitten in die Ka¬
pelle hinein und schlug einem Musikanten die Klarinette
aus dem Munde . Der tätlich Beleidigte soll früher der
völkischen Bewegung angehört haben . So wie dieser soll
auch eine Anzahl anderer der völkischen Bewegung bisher
zugehörender Einwohner sür . den demokratischen Bürger -
meister ihre Stimme abgegeben haben. Gegen diese
„Verräter " richtete sich eine grenzenlose Wut der Völkischen,
denn diesen wird die Schuld an der Niederlage des völ-
tischen Kandidaten zugeschoben. Die Anhänger des neu -
gewählten Bürgermeisters versammelten sich in der Wirt -
schast „Zum Ochsen"

. Die Völkischen erschienen vor die-
sei- Wirtschaft, mit Wellenprügeln ausgerüstet.

Wie es nun zu der Schlägerei kam, ist noch nicht genait
ermittelt . Die Fensterscheiben der genannten Wirtschaft
wurden von außen her demoliert; es fielen Schüsse , wozu
behauptet wird , sie seien von der Wirtschaft aus abgefeil-
ert worden. Mehrere Personen wurden schwer verletzt .
Wegen Verdachts des Landfriedensbruchs wurden Ange-
hörige beider Parteien verhaftet und im Ortsarrest unter -
gebracht . Bei der gewaltigen Erregung der Bevölkerung
inußten am Montag die Verhafteten von der Bereitfchafts-
Polizei in Liedolsheim abgeholt und nach Karlsruhe ver-
bracht werden. Die Ruhe ist im Ort noch keineswegs
eingekehrt, weshalb die Staatsbehörden für eine Ver-
stärkung des polizeilichen Schutzes sorgen mußten . Wie
immer bei solchen Vorkommnissen schiebt jetzt eine Partei
der anderen die Verantwortung fiir den Vorgang zn .
Die gerichtliche Unterstichung allein nur kann hierüber
Klarheit bringen .

Jedenfalls zeigt sich an diesem Vorfall wieder einmal ,
wie gefährlich es ist, die Bevölkerung fortwährend zu
rohen .Handlungen zu ermuntern , wie das gerade von
Liedolsheim aus seit längerer Zeit bekannt wurde.

Das „Karlsruher Tagblatt"
Ter „Frankfurter Zeitung " wird von ihrem KarlsruherKorrespondenten geschrieben :
„Karlsruhe / II . Jan . In der - politischen Diskussion der hie .

sigen Presse erklingt seit geraumer Zeit ein Ton früher hierunbekannter Gehässigkeit . Während die ..Badische Presse " in
ruhiger und interessierender Weise den Standpunkt der Rech -
ten , im besonderen den der Deutschen Volkspartei vertritt ,wird das einst liberale , dann demokratische, jetzt ..patteilos -
nationale "

„Karlsruher Tagblatt " in anderem Geiste geführt :Keine offensichtliche Tatarennachricht , sei es das während des
Wahlkampfes gefälschte Herriot - Memorandum , sei es die air-
gebliche Bedrohung von Saarlouis , ist fiir die Redaktion zu
schlecht , sie nicht in riesiger Aufmachung an erster Stelle zu
setzen ; keine nur irgendmögliche Gelegenheit ..bürgerliche"
Instinkte gegen den .. inneren Feind "

aufzustacheln >mrd ver-
säumt . Ein Beispiel für viele ) Der Wolffbericht des Magde¬
burger Prozesses erschien in diesem Blatte einmal mit der
fetten Überschrift : »Der Herr Reichspräsident entsinnt sich
nicht . . . ! "

; eiin andermal mit der Aussage des berüchtigten
Kronzeugen Syrig als Überschrift: „Ebert im Januar 1913 :
Streik verkürzt den Krieg . Gestellungsbefehle werden nicht
ausgeführt .

" Kaum ist wohl eine niedrigere Kampfesweise
denkbar ! In letzter Zeit richtete das „Karlsruher Tagblat ! "
einen Angriff gegen den Staatspräsidenten Dr . HeUpach ;
seine bei einer Neujahrsansprache sich dokumentierende außen -
politische maßvolle Haltung und demokratisch- republikanische
Gesinnung erregt natürlich dös größte Mißfallen des .Karls -
ruher Tagblatts "

; denn mit Recht wittert es hier Kräfte , die
aus dem Dunstkreise nationalen und sozialen Hasses, und
verblendeter Böswilligkeit in dein allein Gewächse seiner Art
gedeihen , harausstreben .

"

Badischer Grundbestherverband
In einer am Mittwoch in Karlsruhe stattgehabten Ver -

sammlung des Badischen Grundbesitzerverbandes , an der auch
Vertreter badischer Ministerien , der Präsident des Reichs-
grunldbesitzerverbirndes, Fürst Isenburg , sowie Vertreter meh¬
rerer verwandter Organisationen aus Baden und den Nach -
barliindern teilnahmen , wurden u . a . Steuerfragen , das Sied -
lungswesen , das Anerberecht sowie Kreditfragen behandelt
und der Vorstand wiedergewählt , nämlich Dr . Graf Douglas
als erster und Bürgermeister Lehmann -Villingen als zweiter
Vorsitzender .

Kommunale Rundschau
Zur Bürgermeisterwahl in Heidelberg . Die Mrgerausschuß -

fraktion der Vereinigten bürgerlichein Gruppen in Heidelberg
hat den Beschluß gefaßt , daß die Wahl eines zweiten Bürger -
meistens nicht erforderlich sei . Vor einiger Zeit wurde die
Wiederbesetzung des Postens durch einen Techniker gefordert,
wenn überhaupt ein neuer Bürgermeister angestellt wer --
den soll.

Stadt . Wohnungspolitik in Karlsruhe . Dem Bürgerausjchuß
ist eine Vorlage zugegangen , wonach der Stadtrat ermächtigt
werden soll a ) zur Gewährung von ztt 3,5 Prozent verzins¬
lichen und mit 1,5 Prozent zuzüglich den ersparten Zinsen zu
tilgenden hypothekarisch gesicherten Baudarlehen für neue
Mittel - und Kleinwohnungen , d ) zur Hingabe verlorener Zins -
Zuschüsse für die teilweise Sicherstellung der Renten neuer
Mittel - und Kleinwohnungshäuser . Die Baudarlehen sollen in
der Regel den Betrag von 5000 Goldmark für eine Wohneinheit
Nicht überschreiten . Die für Baudarlehen insgesamt nufzU?
wendende Summe wird vorerst auf den Betrag von t,l Mtl -
lionen Rentenmari begrenzt . Der jährlich entstehende Aufwand
für Zinszuschüffe darf zunächst den Betrag von 20000 Renten -
Mark nicht übersteigen .

Viehzählung in Mannheim . Laut Mitteilung des Stadt .Nachrichtenamts wurden bei der Viehzählung am 1. Dezember1924 in Mannheim ftstgefteN : 'Pferde 1798 , Rindvieh 2281
idarunter 1104 tm Schlacht - und Viehhof ) , Schafe Mi , Me»
gen 4403 , Schwein « 62S4 , (darunter 1377 im Schlacht- und
Viehhof ) , Federvieh 75 148, Hunde 8018 , Bienenstöcke 262.

Die Stadtgemeinde Möhrenbach ist dem badischen Wasser-
und Energiewirtschaftsverband e . V . in Mannheim beigetreten .— Mit ihren Jagdpächtern hat sich die Stadtgem -einde dahin-
gehend geeinigt , daß die Pächter für das Jahr 1825 einen
Pachtzins von 300 Mark bezahlen und daß dieser Betrag jähr-
lich um 50 Mark erhöht wird , so daß er sich int letzten Pacht¬jahre ( 1931 ) auf 600 Mark steigert . Da die Gemeinde vor dem
Kriege aus der Jagdpacht jährlich 1810 Mark vereinnahmte ,bedeutet die jetzige Abmachung eine Reduzierung auf durch -
schmttlich nicht ganz ein Sechstel bis ein Drittel des Friedens -
Preises , womit sich jedoch der Gemeinderat angesichts des Ver¬
sprechens der Jagdpächter , von der äußerst hohen Fischpachteinen Anteil alljährlich zu übernehmen , einverstanden erklärte.Die Fischpackt, deren jährlicher Pachtzins im Frieden 925 M .
erbrachte , wurde bei der letzten Versteigerung bis auf 3020
Mark hinauf,,elrieben . Somit vereinnahmt die Gemeinde an
Jagd - und Fischpacht zusammen durchschnittlich 3470 Mark im
Jabr gegenüber 2735 Mark in der Vorkriegszeit .

Förderung des deutsche« Badewesens . Auf Einladung de?Lb -erbürgermeisters von Karlsruhe soll vom 4 . bis 7 . Juniein « große Tagung smtrfinden , deren Aufgaben und Ziele die
Förderung be 3 deunchen Badewesens ist. In Verbindung da»
mit ist eine Ausstellung geplant .

Aus der Landeshauptstadt
Karlsruher Presse . Am gestrigen Mittwoch könnte Reiwf «

teur Kranz Wahl sein Wjähriges Beruss -juhiläiun begehen. E«
war biS zu seiner vor zwei Jahren erfolgten Erkrankung als
Schriftleiter aui . Badischen Beobachter" tätig .

Diamantene Hochzeit . D 'e Eheleute Gottlieb Kiefer in
Knielingen begehen heute ihre diamantene Hochzeit. Der Ju -
bilar ist 85 . seine Ehefrau 53 Jahre alt . Beide erfreuen sicheiner verhältnismäßig guten Gesundheit .

Karlsruher Schwurgericht . Die gestrige Sitzung des Schwur,
gerichts , in der gegen den Diplomingenieur Wolfgang Walte »
aus Baden -Baden und den Diplomingenieur Julius Rößler
aus Karlsruhe wegen Meineids bzw . Anstiftung dazu, be-
gangen in einem Unlerhaltungsprozsß , verhandelt wurde, en»
dete mit der Freisprechung der beiden Angeklagten .

Der Hagenschieh - Prozeß . Dem „Bad . Beobachter" zufolge
wird der sogenannte Hagenschieß -Prozeß am 2. März d. I .
vor dem hiesigen SchönengeriM seinen Anfang nehmen. Man
nimmt an , daß der Prozeß 14 Tage in Anspruch nehmen wird.
Der Prozeß wird sich im Sckwurgerichtssaal abspielen.

Schuß auf einen Schnellzug . In der vergangenen Nacht
gegen 11 Uhr wurde aus den Schnellzug Base ! Karlsruh «
zwischen Ettlingen -und Karlsruhe ivährend der Fahrt bei der;
Blockstelle . Brunnenstock " ein scharfer Schuß abgegeben. Da «
Geschoß durchschlug die recht « obere Ecke eines Fensters de»
Speisewagen ? , obne jedoch jemand zu verletzen



Kj " Verschiedenes
Wildwest in Berlin

In die Räume des Beamtenwlrtschaftsvereins in Berlin
drangen am Mittwoch fccei, mit Handgranaten u«i » Revol -
vern ausgerüstete maskierte Männer ein und zwangen dort
die mit 'der Aufrechnung der Tageskasse befchS-tigten , völlig
überraschten Angestellten , drei Männer und eine Frau , sich an
die Wand zu stellen . Während zwei Räuber die Angestellten
bewachten , plünderte der Dritte die Tageskasse , die 1000 M .
Bargeld enthielt und füllte drei mitgebrachte Rudfsäcke mit
Lebensmitteln . Nachdem die Räuber die Türe geschlossen
und mit einer Handgranate gesichert hatten , flüchteten fte.
Erst geraume Zeit später hörte ein Wächter die schwachen
Hilferufe , worauf die Angestellten befreit wurden . Die ange -
stellten Ermittelungen der Kriminalpolizei haben noch zu kei¬
nem Ergebnis geführt .

Zu dem Einsenbahnunglück in Herne
wird von zuständiger Stelle mitgeteilt , dak die Ausräumung ?,
arbeiten beendet sind, so dah der regelmäßige Berkehr wieder
aufgenommen werden konnte. Der Zustand der in dem Her -
ner Krankenhaus untergebrachten Schwerverletzten ist im all -
gemeinen der gleiche »Älieben , jedoch ist bei einzelnen eine
Besserung zu verzeichnen . Man hofft sämtliche Schwerver -
letzte am Leben erhalten zu können.

Dandel und Mirtsckstt
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 © .
Kopenhagen 100 Kr.

Stalten
. . 100 L.

»ndon . . 1 Pfd .
Newhork . 1 D .
Pari » . . 100 Fr .
Schweiz . 100 Fr.
Wien 100000 Kr.
Prag . . 100 Kr.

ZuttUung über»« Ivo Prozent

IS . Jan . M. Ja».
««I» BtM » rto

169 .34 169.76 169 .34 169 .76
74 .68 74 .86 74 .58 74 .76
17 .19 17 .23 17 .40 17 .44
20 .07 20 . 12 19 .94 19.99

4.19 4 .21 4 .19 4 .21
22 .50 22 .56 21 .41 22 .47
80 .82 81 .02 80 .82 81 .02

5 .90 5 .92 5 .90 5 .92
12 .59 12 .63 12 .59 12 .63

Karlsruher Börse . 14. Jan . Abteilung Getreide , Mehl und
Futtermittet : Der Besuch ist gut und die Aufwärtsbewegung
macht weiter Fortschritte . Einstweilen sind Abschlüsse selten ,es scheint, datz der Konsum noch gut versorgt ist . Weizen neue
Ernte handelsüblich 26,5—27,5 ; Roggen neue Ernte gesund
handelsüblich 25—25,75 ; Sommergerste je nach Qualität 28
bis 85 ; Hafer neue Ernte 19—21,5 ; ausgesprochen minder -
wertige Ware entsprechend billiger . Plata -Mais mit Sack
28,5 —23,75 ; Jugoslavischer Mais mit Sack (lose ) 22,5 ; Wei¬
zenmehl Mühlenforderung 42—42,6 ; Roggenmehl Mühlenfor¬
derung 39—89,25 ; zur Abnahme fähiges Mehl billiger er?
hältlich . Weizen - und Roggenfuttermehl 16,76—17,25 ; Weizens
und Roggenkleie 14,5— 15 ; Spezialfabrikate entsprechend teu¬
erer . Biertreber 22—23 ; Malzkeime 18,5— 19 ; Speisekartof¬
fel , gelbfleischige 5,75 —6,25 . — Rauhfuttermittel : Loses Wie -
senheu gut gesund trocken 9—9,5 ; Luzerne 11— 11,5 ; Weizen »
und Roggenstroh drahtgepreht 5—6 ; alles per 100 Kilo , Müh¬
lenfabrikate , Mais , Biertreber und Malzkeime mit , Getreide
ohne Sack, Frachtparität Karlsruhe . Waggonpreise . Kleinere
Quantitäten entsprechende Zuschläge . — Weine und Spiritu¬
osen : Die Börse war gut besucht. Die Weinpreise haben sich
noch etwas weiter gefestigt , insbesondere sind Pfälzer Weine
im Preise gestiegen . Da aber der Handel immer sehr zurück -
haltend ist, konnten größere Abschlüsse nicht getätigt werden .

In Spirituosen ist der Markt int große « und ganzen unver -
ändert . — Kolonialwaren : Kaffee roh Santos 4L —4,8 ; ge¬waschen 5—6,4 ; gebrannt 5,2—7. Tee gut 7—7,6 ; mittel 8/1bis 9 ; fein 10,5—11,5 . Kakaopulver (deutsch) 1,4— 1,6 ; ) Hollän -der) 1,8—2,4 ; alles per Kilo verzollt . Rangoonreis 0,44 , Grau -
Pen 0,42 , gespaltene Erbsen 0,36 , ungar . Perlbohnen 0,48 , Lin -
sen mittel 0,70 . Salatöl 1,40 , Schweineschmalz (Amerik . ) 1,90,Kristallzucker 0,64 , alleS per Kilo . Obwohl Fabrikpreis fürZucker nicht ermäßigt , wurden seitens des Handels die Preiseum 2 zurückgesetzt.

Friedrich Krupp B .-G. Die Reichsmark -Eröffnungsjbilanzzum 1 . Oktober 1094 weist ein Bilanzsumme von 382 Mill .auf gegenüber 610 Mlll . (1914 ). Auf der Aktivseite stehenGrundeigentum . Werksanlagen , Werksgerät « und Beförde .rungsmittel mit 188 Mill . zu Buch gegen 245 Mill . am30 . Juni 1914 . Dotbei ist zu berücksichtigen, daß nunmehrGrundeigentum und Werksanlagen der TochtergesellschaftenGermaniawerst ( 12,3 Mill .) , Grusonwerk (6,3 ) sowie der Sieg -Labn Bergbau G . m . b . H . (8,9 ) ausgeschieden sind. Der großeBestand an feswerziirslicheii Wertpapieren . den die Firma seitlangen Jahren gehalten hatte, ist der Geldentwertung zumOpfer gefallen , dieser Posten wird mit nur 0.194 Mill . ausge -
wiesen gegen 66,8 Mill . in 1914. Die Guthaben bei öffentli -
chen Sparkassen sind ganz zusammengeschrumpft und stelltensich am 1 . Oktober 1904 auf vd. 0,039 Mill . gegen, 9,8 Mill . in1914. Auf >der Passivseite ist das Grundkapital , das zuletztnom . 500 Mill . betrug , auf 160 Mill . zusamniengelogt , aufdieselbe Höh« Ivie bei ider Gründuaig der Aktiengesellschaft 1908
( 1914 : 180 Mill . ) . Di « Rücklagen betragen 40 Mill ., davon16 Mill . gesetzliche Rücklage und 24 Mill . Sonderrücklage (1914
zusammen 29,19 Mill . ) . Der Bericht des Direktoriums gehtauf -die schwierigen Verhältnisse 'wahrend des Ruhrkampfesein , die dazu führten , die folgenden Zweigniederlassungen unoBußenwerke in Gesellschaften mit eigener Rechtspersönlichkeitumzuwandeln : Das Grusonwerk in Magdeburg in die Fried .Krupp Grusonwerk Aktiengesellstkiaft, die Germaniawerft inKiel in die Fried . Krupp Germa »«oiv «rst Aktiengesellschaft , die
zahlreichen Eisensteingruben «der Firma in die Sieg -L^hn Berg -bau G . m b . H . Gleichzeitig wurde zur Verwaltung der wich-
tizsten Beteiligungen der Firma die Aktiengesellschaft für Un¬
ternehmung :» der Eisen - und Stahl -Jndustrie in Berlin ge¬gründet . Der Auftragseingang war , auch nach dem Ruhrkampf ,gering und entspricht auch heute noch in den meisten Geschäfts-zweigen nicht annähernd -der Leistungsfähigkeit 'der Werke.Die Rohstaihlerzeugung der Friedrich - Alfred .Hütte erreichtewieder die Höhe der FriSdenserzeugunH , während die Stahler -
zeugung in Essen den Friedensstand noch nicht erreicht hat.Der Lokomotiv - und Wagenbau , der unter schlechtem Geschäfts,gang zu leiden hatte , hat die erste deutsche Turbolokomotiveim Sommer 1984 herausgebracht . Der Lastkraftwagenbauhat seine Erzeugung vermehrt , die Kruppschen Erntemaschinen ,Düngerstreuer und Milchentrahmer haben sich sehr gut einge -führt . Die Beschäftigung in Gittermasten und Gleisstopsma-
schinen ist befriedigend , tu Dieselmotoren , Getrieben , Motor ,lokomotiven und Registrierkassen ist daS> Geschäft gewachsen ,ebenso in Kinoapparaten , chirurgischen Instrumenten und
Preßluftwerkzeugem Im Textilmaschinenbau wurde die Her -
stellung von Nadelwalzenstrecken und Karden neu ausgenom-men. Der Geschäftsbericht betont , daß auch im letzten Ge-
schästsjahr Kriegsmaterial in Essen nicht hergestellt wurde . DasStahlwerk Annen , das seit langen Jahren Laufstäbe für Ge -wehre walzt u. jetzt als einziger Unterlieferant von roWowalz-teu ungebohrten Gewehrlaufstäben zugelassen ist, hat von derdurch die interalliierte Kontrollkommissionanerkannten Gewehr ,fabrik Simson in Suhl im Jahre 1924 einen Austvag für etwa25 000 Rohling « erlhalten. Der interalliierte liberwachnngsaus -
schütz ist immer noch bei der Firma Krupp tätig . Nach demseit November 1918 9173 Arbeitsmaschine » (44 Proz . des Ge -
samtbestandes ) zerstreut »der zerstör» und an Lehren und Vor-
richtungen rd. 9000 t vernichtet worden sind, steht eine Entschei.

dung lediglich noch aus über die Erhaltung eimger gerinzfji ^. z
«er Anlagen auf dem Versuchsplatz Meppen , sowie einer A«. kzahl von Werkzeugmaschinen , die für die Herstellung von Frie- ;densmaterial notwendig sind Die Durchführung der Dmvei .Gesetze bedeutet für das Kruppsche Gesamt - Unternehmen eine
Belastung mit rd . 34 Mill . Goldmark . Auch die Tochterunter,nehmungcn der Fried . Krupp Aktiengesellschaft verteilen füxdas Geschäftsjahr 1923/24 keine Dividende .

Staatsmizeiger
Berichtigung

Für Bekanntmachung vom 3 . Januar 1925 Karlsruher Ztung , Staatsanzeiger Rr . 6 betr . die Satzung der Handel »,kammer Karlsruhe :
Ziffer 3 . Von den in den einzelnen Amtsbezirken zu wäh. xlenden Mitgliedern müssen entfallen :

auf den ehem . Amtsbezirk Karlsruhe :
aus der Zahl der Wahlberechtigten der Industrie 7 (nicht 1).

"

personeller Teil I
Ernennungen . Versetzungen , Zuruhesetzungen usw.

der planmäßige» Beamten.
AuS dem Bereich des Ministerium « de» Inner «

Ernannt :
Anstaltscrrzt Dr . Ludwig Schneider bei der Hetl . und Pflv

gean statt Emmendingen zum Anstaltsoberarzt .
Kriminalkommissär Johann Eichelt beim Bezirksamt — Po>

lizeidirektion — Karlsruhe zum Kriminatinspektor , Kriminal -
sekretär Otto Langner beim Bezirksamt — Polizeidirektion -
Heidelberg zum Kriminalkommissär , Kriminalsekretär Thomail
Blättler beim Bezirksamt Konstanz zum Kriminalkommissar ,Rotten -meister Wilhelm Lott in Pforzheim zum planmäßig «
Polizeiwachtmeister .

Versetzt:
Regierungsrat Karl Sohler beim Bezirksamt Konstanz a»

das Bezirksamt Stockach, Regierungsrat Emil Turban bei der
Hauptfürforgestelle für Kriegsbeschädigte in Karlsruhe an da»
Bezirksamt Konstanz , Anstaltsarzt Dr . Paul Walther in Em¬
mendingen in gleicher Eigenschaft zur Heil , und PflegeansM

'
Wiesloch .

Justizministerium
Ernannt :

Justizassistent Wilhelm Gebhard beim Amtsgericht Badei
zum Justizsekretär .

« ersetzt:
Gerichtsverwalter Georg Spinner beim Landgericht Man »

heim zum Amtsgericht daselbst» die lJiustizinspektoren Karl
Münch bei der Staatsanwaltschaft Karlsruhe zum Landgericht
daselbst , Karl Edinger beim Landgericht Karlsruhe zur Staats -
anwaltschaft daselbst und Ludwig Zaiß bei der Staatsanwalt
schaft Pforzheim zum Amtsgericht daselbst ; die Justizoderse .
krtäre Alfvsd Grab Heim Notariat Waldkirch zu jenem in Frei -
buvg und Fridolin Laub beim Amtsgericht Waldkivch zum N»
tariat 'daselbst ; die Justizassistenten Artur Bringsauf beim N
tariat Pforzheim zur Staatsanwaltschaft dasewst und MasAlt beim Notariat Meersburg zu jenem in Pforzheim ; die
Kanzleiassistenten Artur Rieg beim Amtsgericht Karlsruhe zumAmtsgericht Bruchsal und Alfred Schmitt beim Amtsger ' ^
Mannheim zu jenem in Karlsruhe .

Planmäßig angestellt :
Gerichtsvollzieher Wilhelm Guggolz beim Amtsgericht Baden .

Gestorben :
Berwaltungsobersekretär Alwin Hüttisch beim Ministeriumd«S Innern .

i

Badisches Landestheater .
Freitag , 16 , Januar . 7 b . g . l/,ll Uhr . M . 6 .—.G 13. Th .-Gem . II . Sondeigruppe .Carmen .

Müllabfuhr in der Stadt Karlsruhe betr .
Mit Zustimmung des Stadtrats Karlsruhe erhaltendie §§ 2 u . 6 der ortspolizeilichen Vorschrift obigenBetr . vom 23 . Dez . 1921 mit sofortiger Wirkung folgendemit Entschließung des Herrn Landcskommissärs hiervom 8 . Januar 1925 für vollziehbar erklärte Fassung :

8 2 . D . 96ö
Das von der Stadt abzuführende HauSmüll ein -

schließlich Küchenabfällen und Feuerungsrückständen ist
durch die Vorstände der Haushaltungen , Betriebe oder
Anstalten an den von dem städtischen Tiefbauamt
bekanntgegebenen Abholtagen zu bestimmten Abholzeitenin Behältern gesammelt bereitzustellen . Diese Behälter
dürfen nicht üver den Rand gefüllt werden und sind
möglichst rein zu halten . Ihre Aufstellung ist. soweit
durch das stöbt- Tiefbauamt nichts anderes bestimmtwird, unmittelbar hinter dem nach der Straße führen -
den Haus -, Garten - oder Hofeingang zu erfolgen . Der
Zugang zu den bereit gestellten Behältern muß d<m
Abfuhrpersonal offengehalten werden . Die Aufstellungder Müllgefäße an einer anderen weiter abliegendenStelle des Grundstücks kann vom städt. Tiesbauaint
auf Antrag gegen Sondervergütung gestattet werde- .Die zur Bereitstellung des Mülls dienenden Behälter
müssen nach dem System „Viktor" oder nach anderen
von dem städt. Tiefbauamt durch öffentliche Bekannt -
machung bezeichneten Systemen hergestellt sein undeinen Inhalt von 15—40 Liter haben . Gefäße , welche
dieser Vorschrift nicht entsprechen, werden nicht entleert .
Für die Verlvendung der vorgeschriebenen Mülleimer
sind die HqnShaltungs -, Betriebs - und Anstaltsvorstände
verantwortlich .

BiS zum 1 . Juli 1925 dürfen auch andere geeignete
Blechg' fäge gebraucht werden -

8 6.
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften werdenmit Geld bis zu 60 Goldmark oder mit Haft bis zu14 Tagen bestraft . O Z . 2.
Karlsruhe , den 10. Januar 1925 .

Badischks Bezirksamt. — Polizeidirektiou B.
0 .990 . Karlsruhe, aber

das Vermögen des Enge«
S . Maier , Zigarrengeschäftin Karlsruhe , Amalien ,
straße 37, wurde am13 . Januar 1925, nach¬
mittags 4 Uhr. das Kon.
kursverfahren eröffnet , da
der Gemeinschuldner wegen
Zahlungsunfähigkeit das
Verfahren beantragt hat .
Der Kaufmann Carl Nagel
inKarlsruhe,Akademiestr43 .

wurde zum Konkursver -
Walter ernannt . Konkur»,
forderungen sind bis zum5 . Februar 1925 bei dem
Gerichte anzumelden . Es
ist Termin anberaumt
vor dem diesseitigen
Gerichte zur Bescklußfas -
sung über die Beibehaltungdes ernannten oder die
Wahl eines anderen Ver-
Walters , sowie über die
Bestellung eines Gläu -

FRIED . KRUPP Aktiengesellschaft, ESSEN
Vermögens -
bestandteilo

Reichsmark -Eröffnungsbilanz
zum 1. Oktober 1924. Verbindlichkeiten

und Reinvermögei
Grundeigentum und Werksanlagen i
Werksgeräte u. Beförderungsmittel / • • • « • • •
Vorräte, halb und ganz fertige Waren . . ; . . .Gewerbliche Schutzrechte , . .Kasse, Reichsbank- und Postscheck-Guthaben , . , .Wechsel und Schecks
Wertpapiere und Beteiligungen:

Festverzinsliche Wertpapiere . . . 193 861 .34
Andere Wertpapiere und Beteiligungenbei Fremden 26 503 769 .31
Beteiligung,» bei Tochterunternehmung. 30 832 226 .10

Bankguthaben .
Guthaben bei öffentlichen Sparkassen . . . . . .Waren- und sonstige Schuldner . . . . . . . .Schuldner aus Werksgemeinschaftsverrechnung. . . .Durchlaufende Buchungen . . . . . . . . . .
Sicherheitswechsel und Bürgschaften

D .942 RM .

188108330 .66
68371540 .57

1—
560212 .52

2523193 .—

57529886 .75
7702807 .64

38932 —
34982780 .20

8811687 .53
600000 .—

12706156 .60

381995828 .47

Grundkapital
Gesetzliche Rücklage . . . . . . . . . . . .
Sonderrücklage
Berichtigung für Vorräte . . . . . . . . . . .
Deckung für Schäden und Verpflichtungen:

a) allgemeiner Art 10 976 769 .97
b) aus laufenden Verträgen . . . . 18000000 .—
c) für Aufwertungsansprüche, Berg- u.

sonstige Schäden u . dgl 23 879 913 .30
Guthaben der Penaionskassen, Stiftungen u. dgl. . . .
Guthaben von Werksangehörigen bei der Firma und

bei der Spareinrichtung
Anleihen : a) in Papietmark abgeschlossen:

von 1893 rückst . Nominalbetrag PM. 680500 .—
von 1901 rückst . Nominalbetrag PM. 1091000 .—
von 1908 rückst . Nominalbetrag PM . 22807500 .—
von 1921 rückst . Nominalbetrag PM. 222129000 .—'

b) in Goldmark abgeschlossen:
6% Dollar-Goldanleihe von 1924 . . . .

c) 5% Pfandbriefdarlehender Gemeinschaft Deut¬
scher Hypothekenbanken, Berlin

Hypotheken und Restkaufgelder
Anzahlungen
Waren- und sonstige Gläubiger . . . . . . . .Bank- und Akzeptschulden
Gläubiger aus Werksgemeinschaftsverrechnung. . . .
Rückständige Löhne, Gehälter, Steuern und soziale

Beiträge usw
Sicherheitswechsel und Bürgschaften
Obligationen aus dem Industriebelastungsgesetz

a) veräußerliche Obligationen . . , . 14535000 .—b) nicht veräußerliche Obligationen . . 14535000 .—
29070000 .—

RM .

160000000.- |
16000000.-
24000000 .-

5824316 .47

52856683 .2
151892 .0

488211 .10

6276413 .17

2745710 .-

3490361 .80
192524 .91

9543526 .10
27117625 .17
27596692 .41
25878786 .28

7066629 .13
12766456 .60

381695828 .4?

bigerausschusse» und ein¬
tretendenfalls über die
in ß 132 der Konkursord-
nung bezeichneten Gegen -
stände und zur Prüfung
der angemeldeten Forde-
rungen auf Freitag, den
13 . Februar 1925, vormittag«",11 Uhr . Akademiestr. 8,2 .

"
Stock, Zimmer 150 .

Allen Personen , welche
eine zur Konkursmasse
gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Kon-
kursmasse etwa » schul -
d :g sind, ist aufgegeben .

nichts an den Gemein -
schuldner zu verabfolgen
oder zu leisten , auch die
Verpflichtung auferlegt , von
dem Besitze der Sache und
von den Forderungen , für
welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen , deni
Konkursverwalter bis zum
5 . Februar 1925 Anzeige
zu machen.

Karlsruhe . 13 . Jan . 1925 .
Gerichtsschreiber des

Bad . Amtsgerichts A i .

Buchen- und Fvcknnutz-
Bad . Forstamt Stockach

verkauft freihändig aus
hiesigen Staatswaldungen
515 fm Buchenabschnitte
I .—V . Kl. in 9 Losen, ferner
179 Ster buchenes - und
ll Ster forlenes Nutzschicht-
holz meist Rollen von 20 cm
aufwärts in 3 Losen. An¬
gebote in Prozenten der

Landesgrundpreise für Bu -
chen . für das Schichtholz
in M per Rm wollen bis
längstens Freitag, deu 23.
Januar d. Js . anher einze -
reicht werden . Losverzeich-
nisse mit Verkaufs - u . Zah -
lungsbedingunpen kostenlos
durch das Forstamt . DaS
Holz lagert abfuhrbereir an
guten Wegen . U . 989

Nutzholzversteigerung
des Forstamls Rrnchrn am
Dienstag , den 27. Jamiar
d . Js . . vorm . 9 Uhr. in der

„Linde " in Renchen aus
Domänenwald Mührig
188 fm Eichen L—V. Kl,
90 fm Eschen I .—VI . Kl..
5 fm Rainbuchen I.—V . Kl .
8 fm Birken IV u V . Kl.,
21 fm Erlen Hl —V. Kl..
4 fm Ulmen H .—V . Kl>.
2 fm Linde V. Kl ., ferner ;36 Ster Nutzschichtholz voll
Eiche ( 9). Esche (3) un #
Erle (28 ). Losauszüge
durch das Forstamt . Bor»
zeiger des Holzes Forst-
wart Weisenbach in Wags ^
hurst . B . ?8v .

Druck G . Braun Karlsrube .
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